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Die MVA Bielefeld-Herford GmbH, Schelpmilser Weg 30, 33609 Bielefeld, beantragt bei der 

Bezirksregierung Detmold als zuständige Genehmigungsbehörde eine Änderungsgenehmigung nach 

§ 16 Abs. 1 BImSchG als abschließende immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die 

Müllverbrennungsanlage Bielefeld-Herford (MVA) als Anlage zur Beseitigung oder Verwertung 

fester, flüssiger oder in Behältern gefasster gasförmiger Abfälle durch thermische Verbrennung 

einschließlich erforderlicher Nebeneinrichtungen auf ihrem Betriebsgrundstück in 33609 Bielefeld, 

Schelpmilser Weg 30 (Gemarkung Bielefeld, Flur 56, Flurstücke 984 und 1088). 

 

Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um die Änderung einer nach § 4 BImSchG i. V. m. 

§ 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 

über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) und Nr. 8.1.1.1, Nr.  8.1.1.3 und Nr. 1.1 des 

Anhangs 1 zur 4. BImSchV genehmigungsbedürftigen Anlage. 

 

Der Antrag beinhaltet die Errichtung und den Betrieb einer Klärschlamm-Monoverbrennungsanlage 

als unselbstständige Nebeneinrichtung der MVA. Die Feuerungswärmeleistung der Klärschlamm-

Monoverbrennungsanlage soll 15 MW betragen. Das Rauchgas aus der Klärschlammverbrennung 

wird an die bestehenden Rauchgasreinigungsanlagen angeschlossen und dann über die vorhandenen 

Schornsteine abgeführt. Mit der Errichtung der neuen Anlage soll nach der Erteilung der 2. 

Teilgenehmigung begonnen werden, voraussichtlich im Jahr 2022. 

 

Für das Vorhaben ist nach § 9 i. V. m. § 5 und Nr. 8.1.1.1 und Nr. 8.1.1.2 Spalte 1 der Anlage 1 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

durchzuführen. Einen UVP-Bericht gem. § 16 UVPG hat die Antragsstellerin vorgelegt. 

 

Außerdem hat die Antragstellerin nachfolgend genannte entscheidungserhebliche Antragsunterlagen 

zur Beurteilung des Vorhabens vorgelegt: 

- Bericht der Umweltverträglichkeitsuntersuchung zu den voraussichtlichen 

Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht) 

- FFH-Screening-Bericht 

- Brandschutzkonzept 

- Schalltechnisches Gutachten 

- Gutachten zur Immissionszusatzbelasung 

- Gutachten zur Stickstoffdeposition 

- Stellungnahme nach der AwSV 
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- Artenschutzrechtliche Bewertung des Standortes 

- Eingriffsbilanzierung des Standortes 

- Ergängzung zum Ausgangszustandsbericht 

- Überflutungsnachweis des Werksgeländes 

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung des vorgenannten Vorhabens wird hiermit gemäß 

§ 10 Abs. 3 und 4 BImSchG i. V. m. §§ 8 ff. der Neunten Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) 

öffentlich bekannt gemacht. 

 

Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen liegt gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i. V. m. 

§§ 8 ff. der 9. BImSchV in der Zeit vom 18.10.2021 bis einschließlich 17.11.2021 bei der 

- Bezirksregierung Detmold, Leopoldstraße 15 

  32756 Detmold, Raum A 305, 

- Telefonnummer: 05231/71 5301 

  Montag bis Freitag 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

  Montag bis Freitag 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 

aus. 

 

Weiterhin liegt der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen in der Zeit vom 18.10.2021 bis 

einschließlich 17.11.2021 bei der 

- Bezirksregierung Detmold, Standort Bielefeld, Stapenhorststraße 62 

  33615 Bielefeld, Raum E032,  

- Telefonnummer: 05231/71 5332 

  Montag bis Freitag 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

  Montag bis Freitag 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 

aus. 

 

Weiterhin liegt der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen in der Zeit vom 18.10.2021 bis 

einschließlich 17.11.2021 bei dem 

- Bezirksamt Heepen der Stadt Bielefeld, Salzufler Straße 13 

  33719 Bielefeld, Zimmer 15, 

- Telefonnummer: 0521/51 3953 

  Montag bis Freitag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

  Donnerstag 14:30 Uhr bis 18:00 Uhr 

aus. 

 

Die Unterlagen können aufgrund der aktuellen Situation durch den Coronavirus (COVID-19/Sars-

CoV-2) nur unter Vereinbarung eines Termins, während der Dienststunden, eingesehen werden. Zur 

Terminvereinbarung nehmen Sie bitte mit der Behörde, bei der die Antragsunterlagen ausliegen, 

Kontakt auf. 

 

Die Antragsunterlagen werden parallel zur Auslegung auch auf der Homepage der Bezirksregierung 

Detmold [https://www.bezreg-detmold.nrw.de] verfügbar gemacht. 
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Diese Bekanntmachung, der UVP-Bericht und die entscheidungserheblichen Antragsunterlagen zur 

Beurteilung des Vorhabens sind im zentralen UVP-Internetportal NRW unter https://uvp-

verbund.de/nw einsehbar. 

 

Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG können während der Auslegungsfrist und einen Monat nach Ablauf 

der Auslegungsfrist, also vom 18.10.2021 bis einschließlich 17.12.2021, Einwendungen gegen das 

Vorhaben schriftlich bei der vorstehend genannten Behörde erhoben werden. Die Einwendungen 

können auch elektronisch als einfache E-Mail unter Angabe des vollständigen Namens und der 

Anschrift an die E-Mail-Adresse dezernat53einwendungen@bezreg-detmold.nrw.de erhoben 

werden. Mit Ablauf der vorgenannten Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen 

ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen 

(§ 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG). Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. 

Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der Eingang der Einwendung bis zum Ablauf der 

o. g. Frist bei der vorstehend genannten Behörde. 

 

Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwendungen vollständig und deutlich lesbar 

anzugeben. Unleserliche Namen oder Anschriften können nicht berücksichtigt werden. Es wird 

darauf hingewiesen, dass die Einwendungen der Antragstellerin sowie den beteiligten Behörden 

bekannt gegeben werden. Auf Verlangen des Einwenders bzw. der Einwenderin werden Name und 

Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der 

Einwendungen erforderlich sind. 

 

Werden Einwendungen vorgebracht, kann die Genehmigungsbehörde gem. § 10 Abs. 6 BImSchG 

die rechtzeitig gegen das Vorhaben vorgebrachten Einwendungen mit der Antragstellerin und 

denjenigen, die Einwendungen vorgebracht haben, erörtern. Findet auf Grund einer 

Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehörde eine Erörterung der vorgebrachten 

Einwendungen nicht statt, wird diese Entscheidung öffentlich bekanntgegeben. 

 

Für den Fall, dass die vorgebrachten Einwendungen einer Erörterung bedürfen, findet der Termin 

am  

 

22.02.2022, ab 10:00 Uhr, 

 

statt. 

 

Der Erörterungstermin findet im Saal „Krombacher Stammtisch“ in der Schücoarena, 

Melanchthonstraße 31a, 33615 Bielefeld statt. 

 

Zum Erörterungstermin wird nicht gesondert eingeladen. Sollten keine Einwendungen vorgebracht 

werden, entfällt der Erörterungstermin. Ein möglicher Wegfall des Erörterungstermins wird nach 

Ablauf der Einwendungsfrist nicht öffentlich bekannt gemacht. 

 

Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BImSchV öffentlich und dient dazu, die 

rechtzeitig erhobenen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der 

Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. Im Einzelfall kann aus besonderen Gründen 

die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platzmangel haben Behördenvertreter, die 

https://uvp-verbund.de/nw
https://uvp-verbund.de/nw
mailto:dezernat53einwendungen@bezreg-detmold.nrw.de
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Antragstellerin und Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht haben sowie deren 

rechtsgeschäftliche Vertreter und Beistände, Vorrang an der Teilnahme. 

 

Die formgerecht vorgebrachten Einwendungen werden in diesem Termin ohne Rücksicht auf das 

Ausbleiben der Antragstellerin oder der Personen, die Einwendungen vorgebracht haben, erörtert  

(§ 10 Abs. 4 Nr. 3 des BImSchG). 

 

Die durch die Einsichtnahme in die Antragsunterlagen und die Teilnahme am Erörterungstermin 

entstehenden Kosten können nicht ersetzt werden. 

 

Die Entscheidung über den Antrag wird öffentlich bekannt gegeben. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch 

öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann (§ 10 Abs. 4 Nr. 4 des BImSchG). 

 

Im Auftrag 

 

(gez. Kemper) 


